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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Werner Hille, Leer 
(Ostfriesland), gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 5. Deutschen Bundestag vom 19. September 1965 

— Az. 4/65 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schäfer 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. März 1966 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. Schäfer 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Drude: Bonner Univcrsitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache }IIA22 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — • Az. 4/65 — des 
Werner Hille, Leer (Ostfriesland), 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 21. September 1965 an den 
Kreiswahlleiter des Wahlkreises 20, das dieser 
innerhalb der gesetzlichen Einspruchsfrist dem 
Bundestag zuleitete, hat der Einspruchsführer 
für sich und seine Ehefrau Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung des Einspruchs trägt er vor, 

seine Ehefrau und er seien ohne eigenes Ver- 
schulden an der Ausübung des Wahlrechts gehin- 
dert worden. 

Aus den Ausführungen des Einspruchsführers 
und der Stellungnahme des Kreiswahlleiters des 
Wahlkreises 20 ergibt sich folgender Sachver- 
halt: 

Der Einspruchsführer beantragte am 2. Septem- 
ber 1965 beim Wahlamt der Stadt Emden die 
Briefwahlunterlagen für sich und seine Ehefrau. 
Die Unterlagen sollten an die Urlaubsadresse in 
Braunlage gesandt werden. 

Am 15. September 1965 fragte der Einspruchs- 
führer fernmündlich beim Wahlamt in Emden an, 
warum die Briefwahlunterlagen noch nicht zuge- 
stellt worden seien. 

Das Wahlamt bestätigte den Eingang seines An- 
trages vom 1. September 1965 und teilte mit, daß 
die Unterlagen am 3. September 1965 an die an- 
gegebene Adresse per Post aufgegeben worden 
seien. Diese telefonische Mitteilung wurde noch- 
mals schriftlich bestätigt. 


Auch bei einem weiteren Anruf des Einspruchs- 
führers am 17. September 1965 beim Wahlamt in 
Emden erhielt er die gleiche Auskunft. Alle Nach- 
forschungen des Einspruchsführers, auch bei der 
Post in Braunlage blieben ohne Erfolg. 

Der Einspruchsführer erklärt, es sei nicht auszu- 
schließen, daß die Wahlunterlagen in Unrechte 
Hände gekommen seien und damit Mißbrauch 
getrieben worden sei. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Das Schreiben des Einspruchsführers an den Kreis- 
wahlleiter des Wahlkreises 20 ist als formgerechter 
Einspruch im Sinne des § 2 WPG zu werten. Da er 
über den Kreiswahlleiter innerhalb der gesetzlich 
vorgeschriebenen Frist beim Deutschen Bundestag 
eingegangen ist, ist der Einspruch auch fristgerecht; 
er ist jedoch offensichtlich unbegründet. 

Die Ausübung des Wahlrechts ist nach dem Bundes- 
wahlgesetz auch in der Form der Briefwahl möglich. 
Die Briefwahl bringt die Gefahr mit sich, daß Wahl- 
unterlagen verloren gehen, sei es auf dem Wege 
von der Wahlbehörde zu der vom Wahlberechtigten 
angegebenen Adresse oder sei es beim Wähler 
selbst, nachdem er den Wahlschein erhalten hat. Die 
Bundeswahlordnung unterscheidet diese beiden 
Fälle nicht, sondern bestimmt in § 25 Abs. 8 für den 
einen wie den anderen Fall: „Verlorene Wahl- 
scheine werden nicht ersetzt.“ Damit ist das Risiko 
des Verlustes der Wahlunterlagen dem Wähler auf- 
gebürdet. 

Wenn demnach die Wahlunterlagen am 3. Septem- 
ber 1965 vom Wahlamt Emden an die vom Ein- 
spruchsführer angegebene Anschrift abgesandt wur- 
den, bestand für das Wahlamt Emden auf Grund 
der Rechtslage keine Möglichkeit, den Wahlschein 
zu ersetzen. 
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Da somit ein Verstoß gegen die Wahlrechtsvor- 
sdiriften nicht vorliegt, ist der Einspruch offensicht- 
lich unbegründet. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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